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Unterrichtung
durch die Bundesregierung

Bericht der Bundesregierung gemäß Artikel 13 Abs. 6 Satz 1 GG

1. Maßnahmen nach Artikel 13 Abs. 3 GG in Verbin-
dung mit § 100c Abs. 1 Nr. 3 StPO im Jahr 1998

Gemäß Artikel 13 Abs. 6 GG unterrichtet die Bun-
desregierung den Deutschen Bundestag jährlich u. a.
über den nach Artikel 13 Abs. 3 GG erfolgten Ein-
satz technischer Mittel. § 100e Abs. 2 in Verbindung
mit Abs. 1 StPO konkretisiert diese Berichtspflicht
dahingehend, dass die Bundesregierung den Deut-
schen Bundestag auf der Grundlage von Ländermit-
teilungen über Anlass, Umfang, Dauer, Ergebnis und
Kosten der Maßnahmen gemäß § 100c Abs. 1 Nr. 3
StPO zu unterrichten hat. Der Deutsche Bundestag ist
ferner über die erfolgte Benachrichtigung der Betei-
ligten oder die Gründe, aus denen die Benachrichti-
gung bislang unterblieben ist und den Zeitpunkt, in
dem die Benachrichtigung voraussichtlich erfolgen
kann, zu unterrichten.

Zur Vorbereitung des nunmehr für das Kalenderjahr
1998 vorgelegten Berichts hat der Strafrechtsaus-
schuss der Konferenz der Justizministerinnen und
-minister Vorgaben für die staatsanwaltschaftliche
Praxis erarbeitet, die zum einen die erforderliche
bundeseinheitliche Erhebung des Datenmaterials si-
cherstellen und zum anderen gewährleisten sollen,
das der Gesetzgeber in die Lage versetzt wird, die
Normeffizienz aufgrund aussagekräftigen Materials
zu überprüfen.

Zu diesem Zweck hat der Strafrechtsausschuss, aus-
gehend von den in § 100e Abs. 1 StPO so genannten
Kriterien, neben praktisch-organisatorischen Erhe-
bungsanordnungen folgende normkonkretisierende
Festlegungen getroffen, die von der Herbstkonferenz
der Justizministerinnen und -minister im November
1998 zur Kenntnis genommen worden sind:

1. Der Katalog der Anlasstaten in § 100c Abs. 1
Nr. 3 StPO wurde aus Gründen der besseren Ver-
gleichbarkeit und Übersichtlichkeit in die sich aus

dieser Vorschrift ergebenden insgesamt 15 Tatbe-
standsgruppen aufgeteilt, denen die konkrete,
Anlass zu einer Maßnahme nach § 100c Abs. 1
Nr. 3 StPO gebende Straftat zuzuordnen ist. Mit-
zuteilen ist demnach die sich aus nachfolgender
Übersicht ergebende Zuordnungsnummer:

  1 Geld- oder Wertpapierfälschung, Fäl-
schung von Zahlungskarten und Vor-
drucken für Euroschecks (§ 100c Abs. 1
Nr. 3 Buchstabe a StPO).

  2 Schwerer Menschenhandel (§ 100c
Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe a StPO)

  3 Mord, Totschlag, Völkermord (§ 100c
Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe a StPO)

  4 Straftaten gegen die persönliche Frei-
heit (§ 100c Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe a
StPO)

  5 Bandendiebstahl, schwerer Banden-
diebstahl (§ 100c Abs. 1 Nr. 3 Buchsta-
be a StPO)

  6 Raub, räuberische Erpressung (§ 100c
Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe a StPO)

  7 Erpressung im besonders schweren Fall
(§ 100c Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe a StPO)

  8 Gewerbsmäßige Hehlerei, Bandenheh-
lerei, gewerbsmäßige Bandenhehlerei
(§100c Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe a StPO)

  9 Geldwäsche, Verschleierung unrecht-
mäßig erlangter Vermögenswerte
(§ 100c Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe a StPO)

10 Bestechlichkeit, Bestechung (§ 100c
Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe a StPO)

Zugeleitet mit Schreiben des Bundesministeriums der Justiz und des Bundesministeriums des Innern vom 23. Dezem-
ber 1999.
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11 Straftaten nach dem Waffengesetz, dem
Außenwirtschaftsgesetz sowie dem
Kriegswaffenkontrollgesetz (§ 100c
Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe a StPO)

12 Straftaten nach dem Betäubungsmittel-
gesetz (§ 100c Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe a
StPO)

13 Straftaten des Friedensverrats, des
Hochverrats und der Gefährdung des
demokratischen Rechtsstaates oder des
Landesverrats und der Gefährdung der
äußeren Sicherheit (§ 100c Abs. 1 Nr. 3
Buchstabe d StPO)

14 Straftaten nach § 129 Abs. 4 in Verbin-
dung mit Abs. 1, § 129a StGB (§ 100c
Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe e StPO)

15 Straftaten nach dem Ausländer- sowie
dem Asylverfahrensgesetz (§ 100c Abs. 1
Nr. 3 Buchstabe f StPO)

2. Der Umfang einer Maßnahme wird sowohl durch
die Anzahl der in einem Ermittlungsverfahren an-
geordneten Einzelmaßnahmen (überwachte Woh-
nungen) als auch durch die Gesamtzahl der Be-
troffenen, unterschieden zwischen Beschuldigten
und Nichtbeschuldigten, bestimmt. Mit Blick auf
den Schutzbereich des Artikels 13 GG gilt als von
einer Maßnahme der akustischen Wohnraum-
überwachung „betroffenen“ jede Person, die
Inhaberin des Schutzgutes „Wohnung“, d. h.
Eigentümerin, Mieterin oder sonst Nutzungsbe-
rechtigte ist. Gleichermaßen betroffen sind die
Beschuldigten des Verfahrens, wenn sie nicht
zugleich Wohnungsinhaber sind. Damit scheiden
aus dem Kreis der Betroffenen die Personen aus,
die sich in der überwachten Wohnung lediglich
zufällig aufgehalten haben.

3. Die Bedeutung der aus einer Überwachungsmaß-
nahme resultierenden Erkenntnisse für das Er-
mittlungsverfahren, mithin das Ergebnis der
Maßnahme, ist im Falle eines im Berichtszeit-
punkt noch nicht abgeschlossenen Ermittlungs-
verfahrens anhand kriminalistischer Erfahrungs-
werte zu prognostizieren. Bei endgültiger Ein-
stellung bzw. rechtskräftigem Verfahrensab-
schluss ist die Relevanz der Erkenntnisse konkret
mitzuteilen.

Die anliegende nach Ländern gegliederte Übersicht
berücksichtigt nicht lediglich angeordnete, indes im
Berichtsraum nicht zur Durchführung gelangte Maß-
nahmen, die konkret den Schutzbereich des Arti-
kels 13 GG zu berühren geeignet waren, m.a.W. sol-
che, bei deren Durchführung die erforderlichen tech-
nischen Installationen in den zu überwachenden
Räumlichkeiten bereits angebracht waren.

Seit Inkrafttreten des Gesetzes zur Verbesserung der
Bekämpfung der Organisierten Kriminalität am
9. Mai 1998 bis einschließlich 31. Dezember 1998
sind ausweislich der Ländermitteilungen gemäß
§ 100e StPO in 8 Ländern die aus anliegender tabel-
larischer Übersicht ersichtlichen Maßnahmen gemäß
§ 100c Abs. 1 Nr. 3 StPO durchgeführt worden. In
den übrigen Ländern und im Geschäftsbereich des
Generalbundesanwalts sind im Jahr 1998 keine Maß-
nahmen nach § 100c Abs. 1 Nr. 3 StPO durchgeführt
worden.

2. Maßnahmen im Zuständigkeitsbereich des Bundes
nach Artikel 13 Abs. 4 GG und, soweit richterlich
überprüfungsbedürftig, Artikel 13 Abs. 5 GG im Jahr
1998

Maßnahmen nach Artikel 13 Abs. 4 GG, also zur Ge-
fahrenabwehr, und, soweit wegen einer Verwendung
über die Eigensicherungszwecke hinaus richterlich
überprüfungsbedürftig, nach Artikel 13 Abs. 5 GG,
also zur Eigensicherung, haben im Berichtszeitraum
des Kalenderjahres 1998 im Zuständigkeitsbereich
des Bundes nicht stattgefunden.
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Im Jahr 1998 durchgeführte Maßnahmen der akustischen Wohnraumüberwachung
gemäß § 100c Abs. 1 Nr. 3 StPO

Land Ver-
fahren

Anlasstat
(Gruppe
gemäß
vorste-
hender
Erläute-

rung)

Anzahl
der be-
troffe-

nen
Woh-

nungen*)

Anzahl
Be-

troffene

darunter
Be-

schul-
digte

darunter
Nichtbe-

schul-
digte

Dauer der
Maß-

nahme in
Kalender-

tagen

Kosten
DM

Benach-
richtigung
erfolgt**)

falls nein,
Grund der
Nichtbe-
nachrich-
tigung**)

Rele-
vanz

für das
Verfah-
ren**)

Baden-
Württemberg

1   3 1 2 2 15 Tage 1 569,28 nein An-
dauernde
Ermitt-
lungen

nein

Bayern 1 12 1 1 1 42 Tage 2 430,– nein An-
dauernde
Ermitt-
lungen

nein

Hessen 1   3 1 4 1 3 7 Tage 1 662,60 ja nein

Mecklenburg-
Vorpommern

1   6 1 3 3 12 Tage ca. 10 500,– ja nein

Nieder-
sachsen

2

Verf. Nr. 1

12 1 2 1 1 1 Tag nicht
gesondert
ausge-
wiesen

Beschul-
digter:
nein
Nicht-
beschul-
digter: ja

An-
dauernde
Ermitt-
lungen

nein

Verf. Nr. 2 12 1 4 4 12 Tage ca. 15 000,– ja ja

Nordrhein-
Westfalen

1   3 1 1 1 13 Tage 3 948,70 ja nein

Sachsen 1   3 1 3 1 2 3 Tage 15 865,85 ja ja

Schleswig-
Holstein

1   3 1 2 2 5 Tage 14 384,– ja nein

**) Mit Ausnahme eines Falles erfolgten die Maßnahmen in Wohnungen des/der Beschuldigten.
**) Im Zeitpunkt der Berichterstattung gegenüber der obersten Landesjustizbehörde.
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